
Zusammenfassung 

Innerhalb der Europäischen Union (EU) sowie zwischen der 
EU und afrikanischen Staaten finden intensive politische De-
batten über Migrationspolitik statt. Obwohl diese beiden 
Prozesse oft getrennt analysiert werden, stehen sie mitei-
nander in Verbindung. Dieses Papier basiert auf Interviews mit 
Vertretern europäischer und afrikanischer Staaten sowie 
Regionalorganisationen und auf der Analyse politischer Do-
kumente. Es kommt zu dem Schluss, dass inneneuropäische 
Verhandlungen die Zusammenarbeit zwischen der EU und 
Afrika in zweierlei Hinsicht behindern. Erstens wird die ver-
stärkte Fokussierung auf Grenzkontrollen von der internen auf 
die externe Dimension der EU-Migrationspolitik übertragen. 
Zweitens wird Migrationspolitik eng gefasst, was transnatio-
naler Entwicklung im Wege steht. 

Inneneuropäische Debatten und Aushandlungsprozesse be-
einflussen EU-Afrika-Kooperation. Die zunehmende Fokus-
sierung auf Grenzkontrollen steht der Einführung einer Poli-
tik im Wege, welche das Potenzial der Migration für transna-
tionale Resilienz und Entwicklung fördern könnte. Deshalb 
ist eine Überwindung inneneuropäischer Differenzen eine 
Voraussetzung für nachhaltige EU-Afrika-Kooperation und 
für eine Unterstützung afrikanischer Migrant/innen als Ak-
teure, die zu transnationaler Entwicklung beitragen können.

Es gibt zwei wichtige Erkenntnisse, die die Kommission und 
die Mitgliedstaaten aus ihren Schwierigkeiten ziehen kön-
nen, eine gemeinsame Migrationspolitik zu definieren. Ers-
tens sollten sie die Herausforderung angehen, nationale und 
transnationale Kompetenzen neu auszurichten. Zweitens 
sollten sie die Bedürfnisse von Bürgerinnen und Bürgern so-
wohl in Europa als auch in Afrika besser berücksichtigen.

Insbesondere sollten die EU und ihre Mitgliedstaaten: 

- Sich auf die interne Dimension der EU-Migrationspolitik
konzentrieren und die derzeitige Aufteilung von nationa-
len und EU-transnationalen Kompetenzen neu ausrich-
ten. Dies ist notwendig, um die Zuständigkeitskonflikte 
zu beseitigen, welche momentan den Verhandlungen 
über eine gemeinsame Politik im Wege stehen. Insbeson-
dere sollten sie die Möglichkeit untersuchen, einige der-
zeit nationale Kompetenzen auf die EU zu übertragen, 
zum Beispiel durch die Schaffung einer EU-Agentur für 
Arbeitsmigration im Rahmen eines Pilotprojekts. 

- Effektive Mechanismen für die Teilung der Verantwor-
tung innerhalb der EU einführen, zur Gewährleistung des 
freien Personenverkehrs innerhalb des Schengen-Raums. 
Als Teil einer Reform der Dublin-Verordnung sollten sie 
insbesondere für ein System zur Umsiedlung der Flücht-
linge und Migranten sorgen, das auf Anreizen und Sank-
tionen beruht.  

- Die Bedürfnisse von jungen und gering qualifizierten
europäischen Arbeitern sowie von europäischen Arbei-
ter/innen mit Migrationshintergrund besser berücksich-
tigen, indem sie mit Mitteln aus dem Europäischen 
Sozialfonds Beschäftigung, Arbeitsplatzsicherung und 
Arbeitnehmerrechte fördern. 

- Politische Maßnahmen einführen, die das Potenzial
von Migration für transnationale Entwicklung unterstüt-
zen. Für die Umsetzung dieser Politik sollte der Mehrjäh-
rige Finanzrahmen (MFR) 2021–2027 angemessene 
Mittel vorsehen. Insbesondere sollten derartige Maß-
nahmen selbstbestimmte Strategien von afrikanischen 
Migrant/innen unterstützen, wie zum Beispiel zirkuläre 
Mobilität und den Transfer von Rücküberweisungen. 
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Das EU-Asyl- und Migrationsmanagementsystem: 
interne und externe Dimension 

Das EU-Asyl- und Migrationsmanagementsystem besteht 
aus einer internen und einer externen Dimension. Die interne 
Dimension entstand 1995, als die EU-Mitgliedstaaten den 
Schengen-Raum einführten und entschieden, dass ein supra-
nationales System zur europäischen Teilung der Verantwor-
tung in den Bereichen Migration und Asyl etabliert werden 
sollte. Die externe Dimension wurde 1999 geschaffen, als der 
Europäische Rat erklärte, dass ein solches System auch auf ei-
ner Teilung der Verantwortung mit Herkunftsländern basie-
ren sollte. Die beiden Dimensionen sollten sich gegenseitig er-
gänzen. Allerdings hat die interne Dimension im Laufe der 
Zeit einen unverhältnismäßig hohen Einfluss auf die externe 
Dimension erlangt. 

Inneneuropäische Spannungen haben Fortschritte im EU- 
internen Asyl- und Migrationsmanagement behindert. Auf-
grund ihrer demographischen Situation und unterschiedli-
cher Arbeitsmärkte haben die Mitgliedstaaten divergierende 
Interessen bzgl. der Einrichtung von legalen Migrations- 
wegen. Diese Differenzen sind aufgrund der EU-Erweiterung 
in 2004 und des Wirtschaftsabschwungs nach 2008 gewach-
sen. Eine weitere Herausforderung ergibt sich durch den Wi-
derstand der Mitgliedstaaten, Verantwortung für Flüchtlinge 
zu übernehmen, wie die festgefahrenen Verhandlungen über 
die Reform der Dublin-Verordnung zeigen. Nach dem Anstieg 
der Zahl der Asylsuchenden nach 2015 haben sich die Diffe-
renzen zwischen den Mitgliedstaaten verschärft, was mit ei-
ner schrittweisen Stärkung von nationalen Ansätzen einher-
geht. Dies hat auch mehrfach zu einer vorübergehenden Aus-
setzung des Schengen-Abkommens geführt. 

Die EU hat versucht, interne Differenzen durch verstärkte An-
strengungen in der externen Migrationspolitik zu überbrü-
cken. Im Jahr 2005 hat sie den Gesamtansatz zur Migrations-
frage eingeführt, ein umfassender politischer Rahmen für die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und Drittländern. Der Ge-
danke hinter diesem Konzept war, dass die Verantwortung für 
Asyl- und Migrationsmanagement zwischen den EU-Mitglied-
staaten und den Migrationsherkunfts- und Transitländern 
geteilt werden müsse. Um die Einführung von transnationa-
len Mechanismen zur Verantwortungsteilung zu erleichtern, 
wurden innerhalb der EU-Afrika-Beziehungen Dialoge über 
Migration ins Leben gerufen, wie z. B. der Rabat-, der  
Khartum- oder der Valetta-Prozess. Jedoch haben Differen-
zen zwischen europäischen und afrikanischen Staaten Fort-
schritte bei der externen Dimension behindert. Denn auch die 
afrikanischen Staaten sind zurückhaltend, wenn es darum 
geht, ihre nationalen Kompetenzen in den Bereichen der Asyl-
politik und Grenzkontrolle abzutreten. Außerdem wurde 
schnell offensichtlich, dass europäische und afrikanische 
Staaten divergierende Interessen haben, wenn es um Ange-
legenheiten wie z.B. irreguläre Migration geht. Für Afrika ist 
sie eine Quelle von Einnahmen durch Rücküberweisungen, 
während die EU sie als Herausforderung für ihre Grenzkontrol-
len ansieht. 

Interne Dimension: Versicherheitlichung der 
Migrationspolitik 

Seit dem Schengen-Abkommen (1995) haben in der EU zwei 
Herangehensweisen bzgl. Migration und Asyl nebeneinander 
existiert. Der „Versicherheitlichungsansatz” sieht in der Mig-
ration eine Bedrohung der Grenzkontrollen und der nationa-
len Sicherheitslage. Dieser Ansatz wird hauptsächlich von 
Akteuren vertreten, die sich dafür einsetzen, dass die Kompe-
tenzen für Migration und Asyl bei den Nationalstaaten ver-
bleiben, wie Innenministerien und der Europäische Rat. Der 
„Chancenansatz” hingegen wertet Migration als eine gute 
Gelegenheit für wirtschaftliches Wachstum und Entwicklung 
in Europa und Afrika. Akteure, die diesen Ansatz unterstüt-
zen, gehören zu denjenigen, die supranationale Lösungen be-
vorzugen, wie bspw. Entwicklungsministerien. Vom Ende der 
1990er Jahre bis 2004 haben beide Ansätze die EU-Migrations-  
und Asylpolitik gleichermaßen geprägt. 

Seit 2005 hat jedoch der Versicherheitlichungsansatz schritt-
weise mehr Bedeutung erlangt. Gleichzeitig hat der Chancen-
ansatz aufgrund der wachsenden nationalen Spannungen in 
europäischen Gesellschaften an Popularität eingebüßt. Diese 
Spannungen sind hauptsächlich auf drei Faktoren zurückzu-
führen. Erstens wurden sie von Unterschieden der Arbeits-
märkte beeinflusst. Aufgrund des wirtschaftlichen Ab-
schwungs nach 2008 ist der Bedarf an zugewanderten Ar-
beitskräften in einigen europäischen Staaten (zum Beispiel 
Italien) zurückgegangen, während die Lage in anderen Staa-
ten (zum Beispiel Deutschland) stabiler blieb. Zweitens hat im 
Zeitraum 2014 bis 2015 die zunehmende Anzahl der Asyl 
suchenden Diskussionen über deren Verteilung innerhalb der 
EU verschäft. Drittens spielen auch historische Differenzen 
eine wichtige Rolle, zum Beispiel hinsichtlich der Einwande-
rungsgeschichte und der sich daraus ergebenden ethnischen 
Zusammensetzung der Bevölkerung, der Art, wie der Staat 
sich entwickelt hat, oder die Kolonialgeschichte. Diese Span-
nungen entstanden insbesondere zwischen westlichen und 
östlichen Mitgliedstaaten. 

Die Verlagerung hin zum Versicherheitlichungsansatz hat sich 
auf nationaler Ebene in dem Maße beschleunigt, wie das 
Misstrauen in nationale und europäische Institutionen in Tei-
len der Bevölkerung wuchs. Dies ist insbesondere in Staaten 
wie Italien, Spanien und Griechenland zu beobachten, die so-
wohl vom wirtschaftlichen Abschwung als auch von der An-
kunft zahlreicher Migrant/innen betroffen sind. Die Bürger 
äußern ihren Unwillen über die von der EU unterstützten po-
litischen Maßnahmen. Seit 2008 kritisieren Bürger in Südeu-
ropa eine Politik, die aus ihrer Sicht geprägt ist von einer trans-
nationalen und global orientierten Perspektive, die jedoch vor 
Ort keine Lösungen bietet für Arbeitslosigkeit und unsichere 
Beschäftigungsverhältnisse. Seit 2015 ist dieses Misstrauen 
noch weiter angewachsen, da ein Teil der Bürgerinnen und 
Bürger den Eindruck hat, dass die EU nicht in der Lage oder 
nicht gewillt sei, die wachsende Anzahl von ankommenden 
Migranten zu steuern. Ein ähnliches Misstrauen hat sich zum 
Beispiel in neuen Mitgliedstaaten breitgemacht. Infolgedes-
sen konnten nationalistische, euroskeptische Parteien, die auf 
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dieser Welle des Misstrauens reiten, sowohl auf nationaler als 
auch auf EU-Ebene an Bedeutung gewinnen. Diese Parteien 
beziehen Stellung gegen internationale politische Maßnah-
men, die in der Migration eine Chance für Entwicklung sehen 
(wie der Globale Pakt für Migration), und sie treten für eine 
Verschärfung der Grenzkontrollen ein. Es spricht für sich, dass 
2018 der Vorschlag der Kommission für den Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen 2021-2027 Kosten für Grenzkontrollen vor-
sieht, die insgesamt die Ausgaben für internes Asyl- und Mig-
rationsmanagement um mehr als das Zweifache übersteigen. 

Die zunehmende Fokussierung auf nationalen Grenzkontrol-
len stellt eine Bedrohung für den Schengen-Besitzstand dar. 
Sie verschärft die Spannungen zwischen den Mitgliedstaaten 
und verhindert europäische transnationale politische Lösun-
gen. Die EU-Institutionen und Mitgliedstaaten haben ver-
sucht, diesen Herausforderungen durch eine Verschiebung 
des Schwerpunktes auf die Außengrenzen zu begegnen. 

Externe Dimension: ganzheitliche EU-Afrika- 
Zusammenarbeit durch EU-Versicherheitlichungs-
ansatz behindert 

Durch die Tampere-Schlussfolgerungen des Rates (1999) 
wurde von Anfang an vorgesehen, dass die externe Dimen-
sion der EU-Migrationspolitik die interne Dimension unter-
stützen sollte. Dementsprechend hat sich die externe Dimen-
sion gemäß den inneneuropäischen Dynamiken entwickelt. 
So wurde die externe Politik in den Anfangsjahren durch eine 
Mischung aus dem Versicherheitlichungs- und dem Chancen-
ansatz geprägt. Allerdings hat der Versicherheitlichungsan-
satz seit 2008 – und insbesondere seit 2015 – auch in den Au-
ßenbeziehungen stark an Bedeutung gewonnen.  

Das hat zur Entstehung von drei politischen Handlungsfel-
dern geführt. Erstens stellen europäische Politiker irreguläre 
Migration in den Vordergrund und propagieren deshalb ver-
stärkte Grenzkontrollen und Rückführung in Herkunfts- oder 
Drittländer. Zweitens suchen sie nach Lösungen, um Verant-
wortung in Verbindung mit Asyl zu teilen oder zu vermeiden, 
indem sie Transitstaaten eine wichtigere Rolle zuweisen und 
Maßnahmen einleiten, die Asylsuchende daran hindern, das 
EU-Gebiet zu erreichen. Drittens werden die Bedingungen für 
reguläre Migration selektiver gestaltet. 

Alle drei Handlungsfelder rücken europäische Interessen in 
den Fokus. Ehemals gemeinsame Interessen der EU und Afri-
ka, wie zum Beispiel die Vorteile transnationaler Migration, 
treten in den Hintergrund. Darüber hinaus wenden sich diese 
drei Aktionsbereiche teils gegen afrikanische Staatssouveräni-
tät und Interessen. Um sicherzustellen, dass afrikanische Staa-
ten kooperieren, hat die EU den Einsatz von „positiven und ne-
gativen Anreizen” verstärkt (Europäische Kommission, 2016). 
Insbesondere hat sie ihre Entwicklungshilfe an Herkunfts- 
und Transitländer aufgestockt. Dies soll die Zusammenarbeit 
mit Afrika erleichtern und „Fluchtursachen” adressieren. 

Der Versicherheitlichungsansatz behindert die EU-Afrika-Zu-
sammenarbeit im Bereich der Migration. Insbesondere wer-
den eine enge Definition von Migration durchgesetzt und 

wichtige Aspekte missachtet. So laufen politische Koopera 
tionsansätze, die europäischen Interessen im Vergleich zu af-
rikanischen Interessen den Vorrang geben, Gefahr, ihre Ziele 
zu verfehlen. Sie könnten außerdem zur Verletzung von inter-
nationalen Menschenrechtsabkommen führen. Darüber hin-
aus könnte eine Zusammenarbeit, die abhängig ist von Kon-
trollen gegen irreguläre Migration, sich negativ auf andere Po-
litikbereiche auswirken, wie zum Beispiel den Handel. Und 
schließlich führt eine eng gefasste Definition von Migration 
dazu, dass deren Potenzial für transnationale Entwicklung 
eingeschränkt wird. 

Der EU-Versicherheitlichungsansatz schränkt 
transnationale Entwicklung ein 

Migration trägt zu Entwicklung sowohl in Afrika als auch in 
der EU bei, insbesondere durch die Zirkulation von Arbeits-
kräften, Fähigkeiten und Geld. In Afrika ist Mobilität schon 
lange eine Resilienzstrategie, durch die Migrantinnen und 
Migranten einen Mangel an Ressourcen in ihrer Heimat kom-
pensieren. Mit Rücküberweisungen unterstützen sie die Resi-
lienz der lokalen Bevölkerung gegen Risiken wie z.B. Umwelt-
degradation. In der EU ist Einwanderung aus Afrika wichtig 
für arbeitsintensive Wirtschaftssektoren. Der Beitrag von 
Migration zu transnationaler Entwicklung hängt aber davon 
ab, wie der Zugang zu legalen Migrationswegen, zu Beschäf-
tigungsangeboten und zu Rücküberweisungen reguliert wird.  

Der EU-Versicherheitlichungsansatz verhindert die Einfüh-
rung von Maßnahmen, die das Potenzial der Migration für 
transnationale Entwicklung fördern. Dass legale Migrations-
wege zunehmend selektiv werden, penalisiert verwundbare, 
gering qualifizierte Migrant/innen. Gleichzeitig wird die Ein-
schränkung legaler Migrationswege für niedrig qualifizierte 
Menschen (z.B. Saisonarbeiterquoten) voraussichtlich zu ei-
nem Anstieg von irregulärer Migration und Schwarzarbeit in 
der EU führen. Da Schwarzarbeit billiger ist als reguläre Arbeit, 
kann dies zu negativen Auswirkungen auf europäische gering 
qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer führen, 
zum Beispiel durch Lohndumping. Darüber hinaus führt eine 
Verstärkung von Grenzkontrollen zu Einschränkungen von 
zirkulärer Migration als Anpassung an wechselnde wirtschaft-
liche Umstände. Das erhöht die Verwundbarkeit von Migran-
tinnen und Migranten gegenüber ökonomischen Risiken in 
Afrika und in Europa. 

Entwicklungszusammenarbeit kann die negativen Auswir-
kungen von eng gefassten Migrationsmanagementansätzen 
nicht kompensieren. Basierend auf der Idee, dass Migration 
durch ein niedriges Entwicklungsniveau hervorgerufen wird, 
haben EU-Entscheidungsträger vorgeschlagen, sie mit Hilfe 
von Entwicklungpolitik zu reduzieren. Allerdings stellen zwei 
Forschungserkenntnisse dies in Frage. Erstens: Verbesserun-
gen der sozioökonomischen Bedingungen in armen Ländern 
führen kurzfristig zu einem Anstieg der internationalen Migra-
tion (Martin-Shields, Schraven, & Angenendt, 2017). Zwei-
tens: Entwicklungspolitik hat nur einen begrenzten Effekt auf 
wirtschaftliche Wachstumsraten und die Schaffung von Arbeits-
plätzen (Clemens & Postel, 2018). 
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Empfehlungen für Entscheidungsträger 

Die obige Analyse führt uns zu den folgenden Empfehlungen 
für europäische politische Entscheidungsträger: 

1. Die Aufteilung von nationalen und transnationalen
Kompetenzen innerhalb der EU neu ausrichten. 

Die Spannung zwischen nationalen und transnationalen 
Kompetenzen ist sowohl eine Ursache als auch eine Konse-
quenz der Unfähigkeit der EU, Migration und Asyl effektiv zu 
steuern. Während die EU versucht, die Krise zu entschärfen, 
indem sie den Fokus auf die externe Dimension verlegt, birgt 
dieser Ansatz das Risiko, die Differenzen zu verfestigen, an-
statt sie zu überbrücken. Darüber hinaus werden für die in-
terne Dimension immer noch Lösungen gesucht, denn alle 
Migrant/innen und Asylsuchenden einfach vom Gebiet der 
EU fernzuhalten, ist weder im Einklang mit internationalem 
Recht, noch erscheint es machbar. Um Konflikte innerhalb der 
EU zu lösen, muss über eine Neubewertung der gegenwärti-
gen Verteilung von nationalen und transnationalen Kompe-
tenzen nachgedacht werden. Durch die Schaffung einer EU-
Agentur für Arbeitsmigration könnte die Übertragung einiger 
Kompetenzen auf die EU geprüft werden. Diese Agentur 
könnte Lösungsvorschläge erarbeiten, wie Migrant/innen 
nach einer Überprüfung ihrer Fähigkeiten und je nach dem 
Bedarf an Arbeitskräften in den Mitgliedstaaten umzuvertei-
len sind. 

2. Ein EU-Umverteilungssystem auf der Grundlage von An-
reizen und Sanktionen als Teil einer Reform der Dublin-
Verordnung erarbeiten. 

Ein Migrationsmanagementsystem, das darauf beruht, Ver-
antwortung grenzübergreifend zu teilen, ist eine Vorausset-
zung für die Aufrechterhaltung des Schengen-Raums. Die 
östlichen Mitgliedstaaten verhindern momentan Verhand-
lungen über eine Umverteilung, weil sie weniger Immigranten

haben als die westlichen Mitgliedstaaten. Diese Staaten wür-
den durch eine Umverteilung der Migrant/innen sicherlich 
am meisten benachteiligt. Gleichzeitig profitieren sie vom 
Schengen-Abkommen und vom EU-Haushalt in erheblichem 
Maße. In diesem Kontext könnte die EU die Aufteilung der 
Verantwortung für Migrant/innen mit Anreizen und Sanktio-
nen im Hinblick auf andere Aspekte der EU-Zusammenarbeit 
verbinden. 

3. Den Bedürfnissen europäischer Bürger/innen in der EU-
Wirtschafts- und Sozialpolitik mehr Gewicht geben. 

Um Nationalismus zu bekämpfen, muss die EU den Bedürf-
nissen ihrer Bürgerinnen und Bürger mehr Beachtung schen-
ken. Dazu gehören u.a. junge Arbeitskräfte und diejenigen 
mit geringen Qualifikationen, ebenso wie Arbeitnehmer/innen 
mit Migrationshintergrund. Insbesondere sollte die EU Maß-
nahmen unterstützen, die nicht nur Beschäftigung fördern, 
sondern auch Arbeitsplatzsicherung und Arbeitnehmer-
rechte. Eine angemessene Finanzierung im neuen EU-Haus-
halt sollte über den Europäischen Sozialfonds sichergestellt 
werden. Außerdem sollten Arbeitsplatzsicherung und Arbeit-
nehmerrechte im MFR in der Rubrik „Binnenmarkt, Innova-
tion und Digitales” eingebunden werden. 

4. Politische Maßnahmen zur Förderung des Potenzials
der afrikanischen Migration zur transnationalen Ent-
wicklung einführen. 

EU-Entscheidungsträger müssen sich von eng gefasssten 
Migrationsmanagementansätzen verschabschieden. Statt-
dessen sollten sie Konzepte stärken, die afrikanische Migrantin-
nen und Migranten als transnationale Akteure unterstützen. 
Insbesondere sollten sie Maßnahmen fördern, die zirkuläre 
Migration erleichtern und den Zugang zu Migration gerechter 
gestalten (z.B. Bildungsprojekte). Der MFR 2021-2027 sollte 
für einen solchen Ansatz angemessene Mittel bereitstellen. 
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